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Neues Gesetz über das freiburgische Bürgerrecht 
  
 
 
 
Frage 
 
 
Am 1. Juli 2008 trat das neue Gesetz über das freiburgische Bürgerrecht in Kraft, das die 
politischen Instanzen des Kantons und der Gemeinden bei zukünftigen Einbürgerungen 
anzuwenden haben. 
 
In diesem Zusammenhang stelle ich dem Staatsrat folgende Fragen: 
 
1. Welche Frist wurde für die Veröffentlichung des Ausführungsreglements festgesetzt?  

2. Ab wann werden die Oberämter die Aufnahme der neuen Bürgerinnen und Bürger mit 
einem offiziellen Empfang begehen?  

3. Ab wann sind die Einbürgerungskommissionen befugt, im Rahmen von 
„Familieneinbürgerungen“ beide Ehegatten anzuhören? 

4. Ab wann gilt das Mindestalter von 14 Jahren, das Kandidatinnen und Kandidaten erreicht 
haben müssen, um ein individuelles Einbürgerungsgesuch zu stellen?   

 
Ich danke dem Staatsrat für seine Antworten, mit denen die Einbürgerungskommissionen 
Fragen im Zusammenhang mit ihrer Arbeit werden klären können. 
 
 
4. September 2008 
 
 
 
Antwort des Staatsrats 
 
 
1. Für die Veröffentlichung des Ausführungsreglements ist keine formelle Frist gesetzt 

worden. Das Amt für Zivilstandswesen und Einbürgerungen ist gegenwärtig dabei, einen 
Entwurf auszuarbeiten, der dem Staatsrat bis Ende Jahr vorgelegt werden sollte. Da mit 
dem Ausführungsreglement lediglich gewisse (materielle oder formale) Einzelheiten 
präzisiert werden, ist der korrekte Vollzug des Gesetzes, das am 1. Juni 2008 in einer 
Volksabstimmung angenommen wurde, dadurch nicht gefährdet. 

2. Offizielle Empfänge für neue Freiburger Bürgerinnen und Bürger werden erstmals 2009 
stattfinden. In einer ersten Phase ist es sinnvoll, wenn sich die Oberämter und das Amt 
für Zivilstandswesen und Einbürgerungen zusammenschliessen, um einen reibungslosen 
Ablauf der Empfänge zu gewährleisten. Die ersten offiziellen Empfänge werden sehr 
wahrscheinlich nach dem Inkrafttreten des Dekrets über die Einbürgerungen stattfinden, 
das der Grosse Rat während der Märzsession 2009 verabschieden wird. 

Es sei darauf hingewiesen, dass das Amt für Zivilstandswesen und Einbürgerungen 
bereits Kontakt mit der Konferenz der Oberamtmänner aufgenommen hat, um die 
Modalitäten der Organisation dieser Empfänge zu regeln. Die Häufigkeit, mit der die 
Empfänge stattfinden, wird grundsätzlich von der Anzahl der eingebürgerten Personen 
pro Bezirk abhängen. Um zu vermeiden, dass zwischen dem Einbürgerungsentscheid 
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und dem offiziellen Empfang zu viel Zeit verstreicht, haben die Oberamtmänner und das 
Amt für Zivilstandswesen und Einbürgerungen jedoch bereits die Möglichkeit diskutiert, 
ob die Empfänge bei Bedarf von mehreren Bezirken gemeinsam durchgeführt werden 
könnten. Es könnte somit sichergestellt werden, dass die Empfänge in regelmässigen 
Abständen stattfinden und an jedem Empfang eine Mindestanzahl von neuen 
Bürgerinnen und Bürgern anwesend ist. 

3. Das Gesetz über das freiburgische  Bürgerrecht, das vom Grossen Rat geändert und 
vom Volk in seinem heutigen Wortlaut angenommen wurde, ist seit dem 1. Juli 2008 in 
Kraft. Die Einbürgerungskommissionen können das neue Gesetz somit bereits heute 
anwenden. Es sei jedoch daran erinnert, dass die Gemeinden vorerst die besagten 
Kommissionen einsetzen, sei es durch die Gemeindeversammlung oder den Generalrat. 
Ist die Kommission konstituiert oder ist sie bestätigt worden, kann sie ihre Arbeit 
aufnehmen. In der Bearbeitung der Dossiers wird es dadurch zu Verzögerungen 
kommen, die jedoch rasch aufgeholt werden können, da die Zuständigkeit für die 
Erteilung des Gemeindebürgerrechts künftig bei den Gemeindeexekutiven liegt, die sehr 
regelmässig tagen. Die entstehenden Verzögerungen können auch deswegen relativiert 
werden, da die Gemeindeversammlungen sich an einen festgelegten Zeitplan halten und 
in der Regel zwei Mal im Jahr zusammenkommen, sei dies nun um gemäss dem alten 
System das Gemeindebürgerrecht zu erteilen oder um neue kommunale 
Einbürgerungskommissionen einzusetzen, wie dies das neue Gesetz verlangt. Mit einem 
Rundschreiben des Amts für Zivilstandswesen und Einbürgerungen sind die Gemeinden 
des Kantons Freiburg über die neue, im Gesetz verankerte Situation informiert worden. 

4. Wie bereits erwähnt wurde, ist das neue Gesetz über das freiburgische Bürgerrecht seit 
dem 1. Juli 2008 in Kraft. Das Kriterium des Mindestalters von 14 Jahren für die 
Einreichung eines individuellen Einbürgerungsgesuchs kommt bereits zur Anwendung.  

 
 
Freiburg, den 28. Oktober 2008 


